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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine fünfte Richtlinie (EWG) des Rates zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um- 
satzsteuer (EWG) 

- Einführung der Mehrwertsteuer in der Italienischen 
Republik 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 4. April 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertiieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine fünfte Richtlinie (EWG) des Rates 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Umsatzsteuer — Einführung der Mehrwertsteuer 
in der Italienischen Republik — 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — • 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Italienische Republik beabsichtigte, gemäß 
dem Steuerreformgesetz Nr. 825 vom 9. Oktober 1971, 
geändert durch das Gesetz Nr. 1036 vom 6. Dezember 
1971, die Umsatzsteuer nach dem Mehrphasensystem 
durch ein Mehrsteuersystem gemäß der ersten Richt- 
linie des Rates vom 11. April 1967 zur Harmoni- 
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Umsatzsteuer 1 ) in der Fassung der dritten 
Richtlinie des Rates vom 9. Dezember 1969 2 ) und in 
Übereinstimmung mit der vierten Richtlinie des 
Rates vom 20. Dezember 1971 3 ) ab 1. Juli 1972 zu 
ersetzen. 

Gemäß den vorgenannten Gesetzen hat die italie- 
nische Regierung am 9. Februar 1972 den Entwurf 
eines Dekrets des Präsidenten zur Einführung der 
Mehrwertsteuer dem gemischten Parlamentsaus- 
schuß, bestehend aus 30 Abgeordneten und Senato- 
ren, vorgelegt, der innerhalb einer Frist von 45 Ta- 
gen eine Stellungnahme dazu abgeben soll. 

Infolge der Auflösung des Parlaments und ange- 
sichts der Tatsache, daß die gegenwärtige Regierung 
nicht das Vertrauen der Kammern erhalten hat, ha- 
ben sich Schwierigkeiten beim normalen Ablauf des 
vorstehend beschriebenen Verfahrens der Stellung- 
nahme ergeben. Infolgedessen wird sich die Ver- 
abschiedung des zur Inkraftsetzung des gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystems erforderlichen Dekrets des 
Präsidenten verzögern. 

Die Italienische Republik beantragt deshalb einen 
Aufschub der tatsächlichen Einführung des gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems um sechs Monate. 

Um die nachteiligen Auswirkungen abzumildern, 
die infolge dieser erneuten Verschiebung insbeson- 
dere hinsichtlich der Wettbewerbsneutralität für den 
innergemeinschaftlichen Warenaustausch, die nur 
durch die Anwendung der Mehrwertsteuer in allen 
Mitgliedstaaten gewährleistet werden kann, zu er- 
warten sind, ist die Italienische Republik bereit, die 


pauschalen Sätze der Vergütungen bei der Ausfuhr 
und der Ausgleichsteuersätze bei der Einfuhr erheb- 
lich zu senken. 

Diese Maßnahme kann als ein echtes Entgegen- 
kommen der Italienischen Republik angesehen wer- 
den. 

In Anbetracht der außergewöhnlichen politischen 
Lage, in der sich die Italienische Republik befindet, 
ist es angebracht, diesem Antrag auf Aufschub unter 
der Voraussetzung stattzugeben, daß die beabsich- 
tigten Ermäßigungen tatsächlich ab 1. Juli 1972 ange- 
wandt werden. 

Es erscheint angezeigt, daß die Kommission dem 
Rat vor dem 1. September 1972 über die Inkraftset- 
zung der vorgesehenen Ermäßigungen der Grenz- 
ausgleichssätze durch die Italienische Republik sowie 
über den Stand der Arbeiten zur Inkraftsetzung des 
gemeinsamen Mehrwertsteuersystems in diesem 
Mitgliedstaat Bericht erstattet — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Das Datum des 1. Juli 1972, das in Artikel 1 der vier- 
ten Richtlinie des Rates vom 20. Dezember 1971 zur 
Einführung der Mehrwertsteuer in der Italienischen 
Republik vorgesehen ist, wird durch das Datum des 
1. Januar 1973 ersetzt. 


Artikel 2 

(1) Die Italienische Republik ermäßigt mit Wirkung 
vom 1. Juli 1972 die an diesem Tage bestehenden 
Durchschnittsätze, wie sie in Artikel 2 der dritten 
Richtlinie des Rates vom 9. Dezember 1969 definiert 
sind, nach folgender Maßgabe: 

a) die Durchschnittssätze zwischen 101 v. H. und 
einschließlich 150 v. H. des allgemeinen Satzes 
der Umsatzsteuer um 10 v. H. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 71 
vom 14. April 1967, S. 1301 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 320 
vom 20. Dezember 1969, S. 34 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 283 
vom 24. Dezember 1971, S. 41 
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b) die Durchschnittsätze von 151 v. H. oder mehr 
um 15 v. H. 

(2) Bei der Vornahme der in Absatz 1 angeführten 
Ermäßigung wird den in Artikel 8 der Richtlinie des 
Rates vom 30. April 1968 4 ) genannten Abrundungs- 
regeln Rechnung getragen. 


Artikel 3 

Die Kommission berichtet dem Rat vor dem 1. Sep- 
tember 1972 über die Durchführung von Artikel 2 
sowie über den Stand der Arbeiten zur Inkraftset- 
zung des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems in 
der Italienischen Republik. 


Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Italienische Republik ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 115 
vom 18. Mai 1968 
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Begründung 


Am 20. Dezember 1971 hat der Rat der Europäischen 
Gemeinschaften einstimmig die vierte Richtinie zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Umsatzsteuer angenommen 5 ). Durch 
diese Richtlinie wird gemäß dem von der Italieni- 
schen Republik gestellten Antrag das Datum des 
Inkrafttretens des gemeinsamen Mehrwertsteuer- 
systems, das ursprünglich nach der ersten Richt- 
linie 6 ) zum 1. Januar 1970 vorgesehen war und in 
der Folge durch die dritte Richtlinie 7 ) auf den 1. Ja- 
nuar 1972 verlängert wurde, für die Italienische Re- 
publik auf den 1. Juli 1972 verschoben. 

Seitdem hat die italienische Regierung die notwen- 
digen Arbeiten zur Einführung der Mehrwertsteuer 
zu diesem Datum vorangetrieben. Am 9. Februar 
1972 konnte sie einem Ausschuß des italienischen 
Parlamentes den Entwurf des Dekretes des Präsi- 
denten, das in dem Gesetz zur Einführung der Mehr- 
wertsteuer vom 7. Oktober 1971 vorgesehen ist, zur 
Prüfung zuleiten. Dieses Gesetz ermächtigt die 
Regierung zur Durchführung der Steuerreform. Die 
italienische Regierung ist in der Tat ermächtigt, die 
Durchführungsmaßnahmen dieser Reform nach An- 
hörung des Ad-hoc-Ausschusses des Parlamentes, 
der beauftragt ist, eine Stellungnahme abzugeben 
- die übrigens keinen bindenden Charakter hat - 
zu treffen. 

Mit Schreiben vom 10. und vom 23. März 1972 hat 
die italienische Regierung mitgeteilt, daß der Parla- 
mentsausschuß es für angebracht erachte, die vorge- 
sehene Stellungnahme nicht abzugeben, und daß er 
beschlossen habe zu beantragen, die Einführung der 
Mehrwertsteuer in Italien auf den 1. Januar 1973 zu 
verschieben. Dieser Antrag hat eine fast vollstän- 
dige Zustimmung im italienischen Parlament ge- 
funden. 

Die gegenwärtige Regierung, die nicht das Ver- 
trauen der Kammern erhalten hat, ist nur mit den 
laufenden Geschäften beauftragt und insbesondere 
der Vorbereitung der nächsten Parlamentswahlen, 
die für den 7. und 8. Mai 1972 vorgesehen sind. Sie 
ist deshalb der Ansicht, daß es ihr aus politischen 
und konstitutionellen Gründen nicht möglich ist, 
über die Stellungnahme des Parlaments hinwegzu- 
gehen. Es erscheint ihr nicht angebracht, daß das 
Mehrwertsteuersystem, dessen Einführung von 
großer sozialer und wirtschaftlicher Bedeutung ist, 
entgegen der Stellungnahme des italienischen Parla- 
ments in Italien eingeführt wird. 

Aus diesem Grund beantragt die italienische Regie- 
rung eine erneute Verlängerung von sechs Monaten 
für die tatsächliche Einführung der Mehrwertsteuer. 

Die Kommission stellt fest, daß die italienische 
Regierung zum dritten Mal eine zusätzliche Frist 
auf diesem Gebiet beantragt. Eine erneute Ver- 
schiebung würde offensichtlich eine nachfolgende 
Verzögerung bei der Verwirklichung der Arbeiten 


zur Steuerharmonisierung verursachen. Der Rat hat 
jedoch anerkannt, daß diese Harmonisierung eine 
der unerläßlichen Bedingungen zur Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion und anderer 
Gemeinschaftsziele ist. Ein erneuter Aufschub würde 
außerdem an den Grenzen die Nachteile des pau- 
schalen Ausgleichs, der dem kumulativen Umsatz- 
steuersystem eigen ist, fortbestehen lassen. Diese 
negativen Auswirkungen wurden von der italieni- 
schen Regierung selbst in der erwähnten Mitteilung 
vom 23. März anerkannt, und sie hat sich bereit 
erklärt, sie abzumildern. In diesem Sinne hat die 
Italienische Republik ihre Absicht bekundet, die 
Sätze der Vergütungen bei der Ausfuhr und der 
Ausgleichsteuern bei der Einfuhr zu ermäßigen, und 
zwar um 10 v. H. für die Sätze zwischen 101 v. H. 
und einschließlich 150 v. H. des allgemeinen Satzes 
der Umsatzsteuer und um 15 v. H. für die Sätze von 
151 v. H. und mehr. 

Obwohl man in juristischer Hinsicht die Ansicht 
vertreten kann, daß die italienische Regierung die 
Möglichkeit hätte, die Mehrwertsteuer zum vorge- 
sehenen Zeitpunkt anzuwenden, erkennt die Kom- 
mission an, daß diese Regierung sich in einer be- 
sonders schwierigen Lage befindet. 

Außerdem kommt die vorstehend vorgeschlagene 
Senkung der Durchschnittssätze zu der Ermäßigung 
hinzu, welche die italienische Regierung auf Grund 
der Richtlinie vom 9. Dezember 1969 bereits an- 
wendet. Sie entspricht derjenigen, die von der Kom- 
mission bei der Vorlage der dritten Richtlinie auf 
dem Gebiet der Mehrwertsteuer vorgeschlagen 
wurde. Die Kommission ist der Auffassung, daß die 
Ermäßigung es gestattet, die durch den pauschalen 
Charakter der Grenzausgleichssätze hervorgerufe- 
nen nachteiligen Auswirkungen wesentlich zu ver- 
mindern. 

Die genannte Ermäßigung zeugt von einem ernst- 
haften Bemühen der italienischen Seite. Sie zeigt in 
Erwartung der Einführung der Mehrwertsteuer das 
italienische Verständnis gegenüber den durch die 
Beibehaltung des italienischen kumulativen Umsatz- 
steuersystems bewirkten innergemeinschaftlichen 
Schwierigkeiten. 

Infolgedessen ist die Kommission der Auffassung, 
daß der beantragte Aufschub um sechs Monate be- 
willigt werden könnte, wohlverstanden unter der 
Voraussetzung, daß die beabsichtigten Ermäßigun- 
gen der Durchschnittssätze ab 1. Juli 1972 ange- 
wendet werden. 


5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 283 
vom 24. Dezember 1971, S. 41 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 71 
vom 14. April 1967, S. 1301 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 320 
vom 20. Dezember 1969, S. 34 
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